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Keueſte Tagesnachrichten
Am 30. September findet die erſte Sitzung der

Nationalverſammlung im Berliner Reichs-
tagsgebäude ſtatt.

Der Hamburger Seemannsbund be-
ſchloß, in den Sympathieſtreik für die Bremer See
leute zu treten,

Kultusminiſter Häniſch wird am Don-
nerstag nach Pommern reiſen, um ſich über die Vor-
gänge in den Schulen zur Frage der Kaiſerbilder zu unter
richten. e

Der Streik in der Berliner Metall-induſtrie hat ſich weiter ausgedehnt. Zur Zeit ſind
15 Betriebe in Mitleidenſchaft gezogen.

Nach Meldungen ſchwediſcher Blätter ſind die
Friedensver handlungen zwiſchen Rußland
und den Oſtſeeſtaaten unter dem Druck der Entente
eingeſtellt worden.
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Der Schlußakt zu Artikel 61
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Verſailles, 22. September.
Freiherr von Lersner unterzeichnete heute nach-

mittag 4 Uhr im Trianonpalaſt in geſchloſſener Sitzung
das mit den alliierten und aſſoziierten Mächten vereinbarte
Protokoll betreffend Artikel 61 der Reichs-ver ſ un g. Auf ſeiten der Alliierten unterzeichnete
für Frankreich Botſchafter Jules Cambon, für Eng-
u r y n o w C t r r r ekretärolk, für Jtalien iniſter Scialoja, für anBotſchafter Matſui. t Jan

5ur Konſtituierung Danzigs
Danzig, 22. September.

Der Wirtſchaftsausſchuß für die freie Stadt Dangig ſandte
an den Oberſten Rat in Paris folgendes Telegramm:
„5Secrétariat Permanent du Conſeil des Alliés, Paris.
Die Artikel 100, 102 und 505 (7) des Friedensvertrags beſtim-
men für das Gebiet der freien Stadt Danzig die Abtren-
nung vom Deutſchen Reiche und für ſeine Bewohner
den Verluſt der deutſchen Staatsangehörigkeit,
ohne daß gleichzeitig die Konſtituierung der freien
Stadt Danzig erfolgt. Der geſetzloſe Zuſtand in der
Zwiſchenzeit kann nur den völligen Zuſammenbruch des Wirt
ſchaftslebens herbeiführen. Der Aufbau der freien Stadt
Danzig muß mit Rückſicht auf ihren internationalen Charakter
auf durchaus ſicheren Grundlagen erfolgen. Daher muß der von
den alliierten Mächten einzuſetzende Oberkommiſſar im Augen-
blick des Jnkrafttretens des Friedensvertrages in Danzig ſein,
um die ſchwierigen Beſtimmungen der Artikel 103 und 104 einer
ſchleunigen Erledigung entegenzuführen und ſo einer grenzen-
loſen Verwirrung vorzubeugen. Wir bitten den Oberſten Rat
dringend, die Konſtituierung der freien Stadt
Danzig und die Entſendung des Oberkommiſſars
unverzüglich in die Wege zu leiten, und er
bitten eine raſche Entſcheidung, zumal Danzig unter den
Schutz des Völkerbundes geſtellt iſt.

Wirtſchaftsausſchuß für die freie Stadt Dangzie
gez. Kommerzienrat Wieler.“

5ur Bekämpfung des Radikalismus
Lugano, 22. Sept.

Wie aus durchaus zuverläſſiger Quelle gemeldet wird, beab-
ſichtigt man in Jtalien, vorübergehend eine Militär-
diktatur eu errichten zwecks Säuberung des Lan-
des von allen extrem fozialiſtiſchen, bolſhewiſtiſhen und revo
lutionären Elementen. Der Herzog von Aoſta ſoll an der
Spitze dieſer Bewegung ſtehen.

Neue Vermittlungsverſuche in Fiume
Lugano, 22. September.

Am Sonnabend, dem italieniſchen Nationalfeiertag, hielt
d'Annunzio eine große Parade ab. Er verlieh ſeinem Heere
beſondere blaue Abzeichen. Fortwährend treffen neue
Freiwillige ein, darunter eine ganze Kompagnie der Bri-
gade Firenze. Admiral Nunes erklärte brieflich, daß die
italieniſche Flotte Fiume niemals beſchießen werde. fiziere
der Brigade Seſio leiſteten einen feierlichen Eid für d'Annunzio.
Wie locker die Blockade iſt, beweiſt das Paſſieren eines Eiſen
bahnzuges mit 30 Wagen Lebensmitteln.

Ein römiſches Communiqué meldet neue Anſammlungen
ſüdſlawiſcher Freiwilliger in der Waffenſtillſtandszone. Die
Vermittlungsverſuche Badoglios ſind anſcheinend ge-
ſcheitert. Mit der gleichen Miſſion wurde Admiral Cagni,
ebenfalls ein Freund d'Annunzios, betraut. Der Kriegsminiſter
verbietet den Offizieren die Teilnahme an den Fiumeknund-
gebungen. Wegen Zuwiderhandlungen wurde der Armeekorps
kommandant von Turin abgeſetzt. Ebenſo aus unbekannten
Bründen General Fabbri, der Korpskommandant von Rom.
„Corriere della Sera“ und „Secolo“ zeigen wachſende Beſorg-
nis wegen der Lockerung der Heeresdiſziplin, die

Dienstag, 25. September

aus dem Fiumezug hervorgehen könnte.
des „Corriere“ bezweifelt, daß die Antwort Wilſons
rechtzeitig eintrifft und günſtig laute. Der Parteikongreß der
Reformſozialiſten wurde auch von Biſſolati und Canepa beſucht.
Canepa drohte mit dem Austritt aus der Partei, wenn d'Annun
zios Unternehmen gebilligt werde. Die Neſolutio betont die An
ſprüche auf Fiume, umgeht aber das Urteil über den Hand
ſtreich. Die italieniſche Luftſchiffahrt iſt wegen
d'Annunzio vollſtändig lahm gelegt.

Aus Waſhington wird gemeldet: „United Preß“ berichtet,
daß man in Pariſer Konferenzkreiſen d'Annunzio als
Meuterer betrachtet, daß der Oberſte Rat jedoch
gleichwohl beſchloſſen habe, in der Fiumer Angelegenheit
nicht zu intervenieren, es ſei denn, „es ſei denn, daß
die italieniſche Regierung ſich zur Regelung der Lage als un
fähig erweiſe. Die New-Yorker Zeitung „Globe“ ſchreibt über
die Vorgänge in Fiume, die Tat von d'Annunzio ſei in jeder
Hinſicht zu tadeln. Der Dichter hätte kein Necht zu ſeinem Vor-
gehen gehabt, da dies Sache ſeiner Regierung war; er habe auch
kein geſetzliches und ſittliches Recht, Gehorſam zu verweigern.
Kein italieniſcher Soldat, der nicht unter alliierter
Kontrolle ſteht, habe irgendetwas in Finme zu
ſuchen, bis der Oberſte Rat ſich endgültig über das Schickſal
der Stadt entſchieden habe.

Lugano, 22. Sept.
Die von den drei europäiſchen Verbandsmächten getroffene

Verabredung über die Löſung der Adriafrage wird nun auch in
Einzelheiten bekannt. Tittoni wird ſie am nächſten Mittwoch
in der Kammer verkünden, wenn auch bis dahin der Widerſtand
Amerikas kaum gebrochen ſein kann. Die Stadt Fiume wird
italieniſch, der Freihafen und die Bahnzufuhren kommen
unter die Verwaltung des Völkerbundes. Das Gebiet zwiſchen
Trieſt und Fiume wird zwar ſlawiſch, aber militäriſch durch ein
Befeſtigungsverbot neutraliſiert, ſo daß Trieſt nicht unter
der Drohung ſüdſlawiſcher Kanonen zu liegen kommt. Fiume
wird freilich Exklave, Zara wird Freiſtadt. Wahrſcheinlich be
kommt Jtalien das Protektorat über Albanien und die Souverä-
nität über Valona und ſein Hinterland beſtätigt.

Amerikas Ratifizierung geſichert
Bern, 22. September.

Dem „Daily Telegraph“ wird aus Waſhington ge-
meldet, daß die Ratifizierung des Friedens-
vertrages durch den amerikaniſchen Senat jetzt end
gültig als geſichert gelte. Die republikaniſche
Partei werde nach wie vor für die Abänderungsanträge ein-
treten, ſie werde aber nicht gegen die Ratifizierung ſtim-
men, wenn die verlangten Aenderungen verworfen werden
ſollten. Dieſer Stimmungsumſchwung iſt auf parteipoli-
tiſche Erwägungen zurückzuführen. Angeſichts des be-
geiſterten Empfangs, den Wilſon an der Küſte des Stillen
Ozeans gefunden hat, befürchten die republikaniſchen
Führer bei den kommenden Wahlen eine ſchwere
Niederlage, wenn ſie den Friedensvertrag als Ganzes
ablehnen. Des weiteren glauben ſie durch Annahme beider
Verträge eine dritte Präſidentſchaftskandidatur Wilſons
hintertreiben zu können.

Die Nationalverſammlung in Berlin
(Von unſerem ht-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 22. Sept.
Der Reichstag hat ſeine Pforten wieder geöffnet. Das Ge

bäude, das durch Einquartierung ſtark gelitten, iſt wieder voll
kommen hergeſtellt. Der Geſamteindruck iſt unverändert. Jm
Hauptſitzungsſaal ſind eine Reihe neuer Sitze angebracht worden,
weil die Nationalverſammlung 25 Abgeordnete mehr zählt, als
der frühere Reichstag. Die erſte Sitzung findet am 30. Sept.
nachmittags 8 Uhr ſtatt. Auf der Tagesordnung ſtehen
18 kleine Anfragen und die erſte Leſung des Tumultſchaden
geſetzes.

Kommuniſtiſche Propaganda in München
München, 22. September.

Die Hetze der Kommuniſten geht ſchamlos weiter. Jn der
Wohnung des aus der Feſtungshaft entwichenen kommuniſti-
ſchen Poligeipräſidenten Maiergünther wurde ein Flugblatt ge-
funden, das ſich mit dem Geiſelmord beſchäftigt und an Nieder-
tracht und Verhetzung das denkbar Stärkſte darſtellt, was man
ſelbſt von dieſer Seite bisher erfahren hat. Das Flugblatt
nennt die Gerichtsverhandlung eine Affenkomödie, das Urteil
eine freche Provokation und einen Fauſtſchlag ins Geſicht des

Proletariats. Am Schluß des Flugblattes heißt es: Noch müſſen
wir die erneut angelane Schmach ertragen, doch die Stunde
wird kommen, wo wir dieſem elenden, verlogenen Syſtem den
Todesſtoß verſetzen werden, und dann, Herr Staatsanwalt und
geh ſotgete Verrätergeſellſchaft: Auge um Auge, Zahn um

ahn
Die Kommuniſten entwickeln überhaupt eine lebhafte Pro

paganda in ganz Deutſchland. Jn Puchheim wurde ein
Paket beſchlagnahmt, das einem Gefangenen gehörte. Das
Paket enthielt eine Menge Propogandaflugblätter verſchiedenſter
Art, die, wie feſtgeſtellt worden iſt, von Berlin über eine
Zwiſchenpropagandaſtelle Nürnberg transportiert worden ſind.
Die Nürnberger Stelle wurde bereits aufgehoben. Tatſache iſt,
daß Anfang September bei der U. S. P. und der K. P. D. Ver
andlungen über einen gemeinſamen Putſch ſtattgefunden
ben. Die U. S. P. traute aber der Sache nicht recht und zog

ſich zunächſt aus der Affäre.

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitun. Verlag und Druck von Otto Thiele, HalleSaale
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Eine Pariſer Meldung Oeſterreichs Schuld am Kriege
Wie ſich Oeſterreich durch die ſerbiſchrumäniſche Kon

ſtellation lange vor dem Mord in Serajewo bedroht fühlen
mußte, geht aus der Seite 7 der ſehr eindringlichen Darſtellung
von Gooß hervor. Da heißt es:

„Serbien, deſſen Politik ſeit Jahren don hoſtilen Ten-
denzen gegen OeſterreichUngarn geleitet werde, und das
gang unter ruſſiſchem Einfluß ſtehe, habe einen Zuwachs an
Gebiet und Bevölkerung erreicht, der die eigenen Erwartungen
weit übertroffen hätte; durch die territoriale Nachbarſchaft
mit Montenegro und durch das allgemeine Erſtarken der groß
ſerbiſchen Jdee ſei die Möglichkeit einer weiteren Vergröße
rung Serbiens im Wege der Union mit Montenegro weſent
lich nähergerückt. Rumänien ſei durch die Ereigniſſe zu einer
Kooperation mit Serbien gedrängt worden, aus welcher eine
dauernde, wenn auch auf beſtimmte Fragen beſchränkte
rumäniſchſerbiſche Solidarität zurückgeblieben ſei. Dies und
der gleichzeitig in der öffentlichen Meinung Rumäniens ein
getretene Umſchwung zugunſten Rußlands ließen es zum
mindeſtens als zweifelhaft erſcheinen, ob Rumänien im ge
gebenen Moment nicht ſtatt als Freund, als Gegner des Drei
bundes auftreten werde.“

Aus dieſer hier gekenngeichneten Situation heraus ſieht es
die öſterroichiſch- ungariſche Politik als ihre Hauptaufgabe an,
„die Klärung des Verhältniſſes Oeſterreich-Ungarns zu Serbien
und Rumänien herbeizuführen, beſonders da die ruſſiſchen Ein
kreiſungstendenzen den Frieden gefährdeten.“

Dieſe Darſtellung über die europäiſche Lage und ins-
beſondere über die Stellung Oeſterreichs, ſie geht auf den
Baron Matſcheko zurück, wurde dann von dem Grafen
Berchtold einer Reviſion unterzogen, die eine ſpezielle
„Neubearbeitung des Teiles der Ausführungen vornahm, der
die Geſtaltung der Beziehungen der Monarchie zu Montenegro
behandelte“. Die Denkſchrift des Grafen Berchtold „war eben
fertig geworden, als die furchtbaren Ereigniſſe von Serajewo
eintraten,“ die nun angefügt und mit folgenden Worten einge

leitet wurden: 8„Die ganze Tragweite der ruchloſen Mordtat läßt ſich
heute kaum überblicken. Jedenfalls iſt aber, wenn es deſſen
noch bedurft hatte, hierdurch der unzweifelhafte Beweis für die
Unühberbrückbarkeit des Gegenſatzes zwiſchen der Monarhie
und Serbiens ſowie für die Gefährlichkeit der Jntenſität der
vor nichts zurückſchreckenden groß ſerbiſchen Beſtrebungen er
bracht worden.

Daraus wird die Folgerung gezogen
„Uum ſo gebieteriſcher tritt an die Monarchie die Not-

wendigkeit heran, mit entſchloſſener Hand die Fäden zu zer-
reißen, die ihre Gegner zu einem Netze über ihrem Haupte

verdichten wollten.“ 8Die Denkſchrift Verchtolds ging nun zuſammen mit einem
Memoire, das „die militäriſche Seite einer eventuellen Feind-
ſeligkeit Rumäniens und einen europäiſchen Krieg beleuchtete,
und einem Anſchreiben Kaiſer Franz Joſevhs an Kaiſer Wil
helm. Jn dem kaiſerlichen Schreiben wurde die auswärtige
Politik der öſterreichiſch- ungariſchen Regierung auf dem Balkan
dahin umriſſen: „Sie müſſe in Hinkunft auf die Iſolierung und
Verkleinerung Serbiens gerichtet ſein. Die erſte Etapve auf
dieſem Wege könne nur in einer Stärkung der Stellung der
gegenwärtigen bulgariſchen Regierung beſtehen, damit dieſes
Land, deſſen reale Intereſſen mit denen der Monarchie und
Deutſchlands übereinſtimmten, vor der Rückkehr der Ruſſophilie
bewahrt bleibe.“

Aus der
Antwort des Kaiſers

die von Bornholm unter dem 14. Juli datiert iſt, ſei hervor
gehoben, daß ſich der Kaiſer bereit erklärt, „das Beſtreben der
Wiener Regierung, das dahin gehe, die Bildung eines neuen
Balkanbundes unter ruſſiſcher Patronang und mit der Spitze
gegen Oeſterreich- Ungarn zu hintertreiben und als Gegen
gewicht ferner den Anſchluß Bulgariens an den Dreibund her-
beizuführen, nach Tunlichkeit zu fördern.

Jn dem
miniſterrate vom 19. Juli

wurde der bereits am 7. Juli in Erwägung gezogene Text der
an Serbien zu richtenden Note definitiv feſtgeſtellt. Graf
Berchtold konſtatierte die erzielte vollſtändige Einmütigkeit in
allen Fragen. Graf Tisza hatte inzwiſchen ſeine Bedenken
fallen laſſen. Auf ſeinen Antrag wurde jedoch veſchloſſen, ſo
fort bei Beginn des Krieges den fremden Mächten zu erklären,
„daß die Monarchie keinen Eroberungskrieg führe und nicht die
Einverleibung des Königreichs beabſichtige“. Ueber die Formu-
lierung der Antwort an Serbien war in einer Beſprechung des
Grafen Berchtold mit den beiden Miniſterpräſidenten und dem
ungariſchen Miniſter am Hoflager in Jſchl, der am 14. Juli
ſtattfand, Uebereinſtimmung erzielt worden. Dabei hatte ſich
die Stellung der Miniſter dem 7. Juli gegenüber verſchärft.
Damals war man übeveingekommen, daß eine tunlichſt raſche
Entſcheidung des Streitfalls mit Serbien im kriegeriſchen oder
im friedlichen Sinne gewünſcht werde.“

Bemerkenswert iſt nun, daß Graf Berchtold ſchon vor
der Ueberreichung des Ultimatums in Belgrad damit rechnete,
daß Jtalien die Aktion gegen Serbien zum Anlaß von Kom
penſationsforderungen nehmen könnte und den öſterreichiſ
ungariſchen Botſchafter in Rom inſtruierte, wie ſolchen italieni-
ſchen Forderungen entgegenzutreten ſei. Jn Berlin war man,
wie aus einer in der Verſammlung mitgeteilten Unterredung
des Grafen Berchtold mit dem deutſchen Botſchafter in Wien,
v. Tſchirſchky. hervorgeht, über die Haltung, die Jtalien im
Falle eines Krieges gegen Serbien einnehmen würde, ſchon zu
dieſem Zeitpunkte ſehr beſorgt.

„Allgemeen Handelsblad“ beſpricht das von Roderich Gooß
herausgegebenen Rotbuch über die Vorgeſchichte des Krieges: DasBlatt ſoricht von Graf Verchtold Graf Fergact und Riſſulm und



re bagu: Bemerkenswert
ner DeutſchOeſterreicher nennen dürfte. Graf

iſt mit ſeinem deutſchen Namen ein Tſcheche. Drei nicht deutſch
öſterreichiſchen Männern iſt es alſo in erſter Linie zuzuſchreiben,
daß Deuiſch- Oeſterreich zu einem Staate dritten oder
niedrigeren Gliedes verurteilt wurde, der nicht einmal im Stande
ſein wird, für ſich ſelbſt zu ſorgen und ihm iſt die Aushunge-
rung der Bewohner zuzuſchreiben. Das Vorgehen Be
tolds zeigt von Leichiſinn, Falſchheit und Hinterliſt und muß
unerhört bezeichnet werden. Nach den Enthüllungen von Rode-
rich Gooß kann man Bethmann- Hollweg und Jagow
in einigen ſehr wichtigen Punkten, wie der Abſendung des Ulti
matums an Serbien und der Behandlung von Grehys
wer tung anggbot nichts Unerhörtes mehr vor

Der Streit um die Sutterkrippe
Jn der „Kölniſchen Volkszeitung“ findet ſich nach

folgende Beſchwerde über das ſozialdemokratiſche Futter-
ne Weonrg ort in Preußen, die eines Kommentars wohl

ni edarf:.„„Das preußiſche Kriegsminiſterium wurde bisher von einem
Nichtſogialdemokraten verwaltet. Der Leiter desſelben, Herr
Reinhardt, iſt dieſer Tage zurückgetreten und ſeine Stelle wird
nicht neu beſetzt werden.

Das preußiſche Staatsminiſterium beſteht jetzt alſo aus
folgenden Herren: Eiſenbahn: Oeſer; Wohlfahrt: Stegerwald;
Handel: Fiſchbeck; Juſtiz: Am Zehnhoff, alſo aus vier Mit
gliedern der bürgerlichen Parteien. Ferner gehören ihm an:
Jnneres: Heine; Kultus: Haeniſch; Landwirtſchaft: Braun;
Finanzen Dr. Südekum, Miniſterpräſident Hirſch, alſo aus fünf
Mitgliedern, die der ſozialdemokratiſchen Partei angehören. Fm
preußiſchen Staatsminiſterium ſtehen alſo nunmehr fünf ſozial
demokratiſche vier bürgerlichen Miniſtern gegenüber. Von
einer Koalitionsregierung kann man bei dieſer Beſetzung kaum
noch reden. Eine Partei, die Sozialdemokratie, hat im preu-
ßiſchen Miniſterium das Uebergewicht und iſt in der Lage, bei
allen Beſchlüſſen die bürgerlichen Parteien zu überſtimmen.

das ein unerträglicher Zuſtand iſt, wird auch die
Sozialdemokratie nicht leugnen können. Um ſo unbegreiflicher
erſcheint es, daß nicht ſofort nach dem Rücktritt Reinhardts ein
Miniſter ohne Portefeuille aus den bürgerlichen Parteien der
Koalitionsregierung zugeſellt wurde. Der bisherige Zuſtand
darf nicht andauern, wenn das Vertrauen zur Koalitions-
regierung nicht in den weiteſten Kreiſen erſchüttert werden ſoll.

Dieſes Vertrauen wird durch weitere Maßnahmen der preu
ßiſchen Regierung kaum zu ertragenden Belaſtungsproben unter

en. Mit Befremden ſieht und hört man es, mit welcher Eile
egierungspoſten mit ſozialdemokratiſchen Bewerbern beſetzt

toerden, welche Schwierigkeiten es dagegen anſcheinend macht,
auch den anderen Kontrahenten der Regierung, dem Zentrum
und der Demokratie, leitende Stellungen zu übertragen. Gewiß,
in Weſtfalen wurde ein Angehöriger der Zentrumspartei zum
Oberpräſidenten ernannt, aber die Sozialdemokratie ſorgte da
für, daß ſie ſelbſt in der Regierung Weſtfalens nicht zu kurz
kommt. Jhren Staatskommiſſar Severing, den ſie zur Sch'lich
tung von Unruhen in der Arbeiterbevölkerung einge'etzt hatte,
beläßt ſie weiter in ſeinem Amt, obgleich die Unruhen längſt
beſeitigt ſind. Der ſozialdemokratiſche Staatskommiſſar in
Weſtfalen bleibt trotzdem im Amt und darf ſeine Macht unum-
Wenn unter dem Schutze des preußiſchen Miniſteriums aus-

Aber nicht nur in Weſtfalen, auch in anderen Landesteilen
iſt die Sozialdemokratie durch Staatskommiſſare ihrer Partei m
Beſitz ihrer Regierungsgewalt. Oberſchleſien, Oſt und Weſt
preußen haben ſozialdemokratiſche Stag!skommiſſare, während
nur das Rheinland in der Perſon des Herrn von Starck einen
den bürgerlichen Parteien zuzuzählenden Staatsfommiſſar be
ſitzt. Jſt eine derartige Jmparität zu ertragen? Wir verfolgen
durchaus nicht die Abſicht, unter den obwaltenden Verhältniſſen
der Sozialdemokratie das Recht abzuſprechen, in angemeſſener
Weiſe an der Regierungsgewalt beteiligt zu ſein. Grundſätzlich
räumen wir ihr das Recht ein, auch hervorragende Regierungs
ſtellen mit Angehörigen ihrer Parteirichtung zu beſetzen, wenn
die nötigen Qualitäten bei den betreffenden Bewerbern vor
handen ſind. Aber mit allem Nachdruck muß dafür eingetreten
werden, daß auch den übrigen Regierungskontrahenten dieſes
Recht in vollem Maße zuteil werde. So wie bisher kann es
nicht weitergehen, wenn eine Koglitionsregierung nicht in
ihren Grundfeſten erſchüttert werden ſoll.“

Namen nennen!
Jn einer an das Urteil im Münchener Geiſelprozeß

anknüpfenden Auseinanderſetzung mit der „Kreuzzeitung“
ſchreibt der „Vorwärts“:

„Wir erinnern uns noch mit Vergügen der zahlreichen
reaktionären Offiziere, Beamten, Redak!eure und Polititer,
die damals winſelnd zu uns gelaufen kamen und uns mit ge

galiziſchen Frage beſchäftigt.

xungenen Händen um unſeren Schutz anflehken, weil ſhr ſo
vöſes Gewiſſen ſie für ihre Sicherheit gittern ließ. Wir habenihnen damals lachend verſichert, eigen niemand ein Haar
krümmen würde, und ſo iſt es geſchehen.“

Wir fordern, ſo ſchreibt die „Dtſch. Tagesztg.“, den
„Vorwärts“ hiermit in aller Form auf, die reaktionären
Offiziere, Beamten, insbeſondere aber Redakteure und
Politiker die nach ſeiner Behauptung nach der Revolution
ſeinen Schutz angerufen haben, mit Namen zu nennen. Tut
er das nicht, dann erklären wir ſeine Behauptung für das,
was ſie nach unſerer Ueberzeugung von vornherein iſt: einen
dreiſten Schwindel!

Der Streik in der Metallinduſtrie
Berlin, 22. Sept.

Die Zahl der Betriebe, in denen Teilſtreiks herrſcheſich weiterhin h So iſt die Arbeiterſchaft
Firma Richard Weber, die es am Freitag voriger Woche abgelehnt
Mi in den Streik zu treten, am, Sonnabend plötzlich anderer
An Ht geworden und hat ſich dem Ausſtand angeſchloſſen. Damit
iſt die Zahl der vbeſtreikten Betriebe auf 15 angewachſen. Jm

u n v Weg noch e rZu endgülti mmungen dü es allerdiheute noch nicht tomgren tn 200
Drohender Streik

(Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter.)
Hamburg, 22. Setpember.

„Der Seemannsbund nahm in einer außerordentlichen
Mitgliederverſammlung Stellung zum Streik der Hafen
arbeiter und Seeleute in Bremen und den Weſerorten und
beſchloß, in den Sympathieſtreik für die Bremer Kollegen
einzutreten.

Ferner wurde die Forderung auf Schaffung einer neuen
Seemannsordnung geſtellt.

Verſailles, 22. September.
Nach einer Depeſche des „Excelſior“ aus Metz haben die

Bergarbeiter von Lothringen geſtern beſchloſſen,
heute vormittag in den Streik zu treten.

Zum Wiederaufbau der zerſtörten Gebiete
Berlin, 22. Sept.

Die Kommiſſion für den Aufbau der franzöſiſchen Berg
werke und für den Wiederaufbau der zerſtörten Ge
biete Frankreichs werden morgen bzw. am 25. Sept. ihre
Beſichtigungereiſen antreten. Die Bergwerkskommiſion reiſt in
zwei Gruppen, von denen jede drei Tage unterwegs ſein wird.
Fünf deutſche Sachverſtändige gehören jeder Gruppe an.
Die Kommiſſion für den Wiederaufban der zerſtörten Gebiete be
l were vier Gruppen deren jeder vier deutſche Sachverſtändige
angehören.

Das Schickſal Galiziens
Verſailles, 22. September.

dem „Echo de Paris“ hat der Fünferrat ſich mit der
Die Bevölkerung beſtehe nur zu

40 Prozent aus Polen. Die Konferenz habe deshalbentſchieden, daß Galizien als autonome Provinz
durch ein internationales Statut einſtweilen Polen an
gegliedert werden ſolle, daß aber ſpäter eine Volks
abſtimmung endgültig über das Schickſal Galiziensentſcheiden werde.

Nach

e à „4ègW.|èuQ ra.n

Deutſchnationale Kundgebung
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.

Köln, 22. September.
Jn einer Wahlverſammlung gab der erſte Redner der

Deutſchnationalen Volkspartei, Rechtsanwalt Dr. Hum-
melsheim, folgende Erklärung ab:

„Wir ſehen die Monarchie als die für Deutſch-
land am beſten, geeignete Staatsform an, aber wenn ſie
zurückkommen ſollte, darf ſie nicht geſtützt ſein
auf Bajonette, ſondern getragen von deutſchen
Bürgern. Wiedereinführung im Wege des Putſches
lehnen wir entſchieden ab. Wir ſtehen auf dem Boden
der von der Nationalverſammlung geſchaffenen Ver-
faſſung und ſind bereit, ſo lange ſie nicht auf verfaſſungs-
mäßige Weiſe geändert wird, für Deutſchlands
Volkswohl mitzuarbeiten.

Rebellierende Kegierungs-Sozialiſten
Tilſit, 21. September.

n der Mitgliederverſammlung der Rechtsſozialiſten in Til,
ſit, die am Donnerstag abend ſtattfand, wurde eine Entſchließung
angenommen, worin die Rechtsſogialiſten Tilſits dem Reichs
wehrminiſter Noske ihr Mißtrauen ausſprechen. Weiter wurde
folgende Entſchließung angenommen:

„Die am 18. September abgehaltene Mitgliederverſamm-
lung der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands, Ortsverein
Tilſit, erſucht Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung, die
Reichsregierung telegraphiſch aufzufordern, keine neuen Trup-
en nach Tilſit zu verlegen. Sollte die neu angekündigte

atterie Artillerie oder der Stab von der Goltz eintreffen, ſo
wird die Tilſiter Arbeiterſchaft mit allen Mitteln den Einzug
dieſer Truppen zu verhindern ſuchen. Die Tilſiter Arbeiterſchaft
würde den Generalſtreik erklären und die Arbeit ne früher
wieder aufnehmen, bis Tilſit wieder frei iſt.“

Dieſe Entſchließung wurde in der geſtrigen Stadtverord-
netenſitzung in Tilſit mit 18 gegen 15 Stimmen bei einer
Stimmenthaltung angenommen.

Pie wirtſchaſtlichen Pläne gegen
Deutſchland

Das politiſche Notizbuch des engliſchen Gouverneurs von Libay
aufgefunden

Der engliſche Militärgouverneur von Libau, Oberſtleutnant
Roman Robinſon, war vor einigen Tagen bei einem
Fluge genötigt, eine Notlandung auf litauiſchem Gebiete vorzu-
nemen. Vei dieſer Gelegenheit verlor er ſein Notigbuch, das nach
dem Abflug des Flugzeuges gefunden wurde und ſch bei näherer
Prüfung als ein Tagebuch, eine klare und intereſſante Ueberſicht
über die dem Oberſtleutnant zuteil gewordenen Jnſtruktionen
ſeiner erwies.Aus den Aufzeichnungen des Oberſtleutnants Robinſon
wird, nach der „Berl. Börſen-Ztg.“, deutlich erkennbar was
freilich den Eingeweihten ſchon lange bekannt war daß das
Verhältnis der Alliierten zumindeſt in den ehemalig ruſſiſchen
Randſtaaten ein ſehr wenig freundſchaftliches iſt und auch ſein
muß, weil die Intereſſen der Engländer und Franzoſen allzu
ſchroff divergieren. Nach den Notizen Robinſons war ihm von
ſeiner Regierung die beſondere Aufgabe zugewieſen, dafür Sorge
zu tragen, daß die franzöſiſche Militärmiſſion, deren Zentrale
Warſchau iſt, ihren Einfluß nicht auf die nördlichen Randſtaaten
ausdehnen könne. Durch engliſche Offiziere iſt, nach dem Notiz-
buch Robinſons, ein weitverbreitetes Spionagenetz über alle
Randſtaaten gezogen worden und dafür Sorge getragen, daß
alle Fäden in engliſcher Hand zuſammenlau-
fen. Das Notizbuch enthält auch Einzelheiten über den Plan,
zur Sicherung des engliſchen Einfluſſes die
deutſche ruſſiſchen Formationen aus Lettland,
unbekümmert um die drohende Bolſchewiſten-gefahr, nach Oeſel abzutransportieren. Schließ-
ſprechen ſich die Aufzeichnungen auch offen darüber aus, daß die
engliſche Regierung ihre Hauptaufgabe darin erblickt, die Aus
fuhr Deutſchlands nach Litauen und dem Balti-
kum zu unterbinden, und ihren Offizieren und Beamten
in den Randſtaaten dahingehende Aufträge erteilt hat.

Ein DeZug verbrannt. Ein ſchwerer Eiſenbahnunfall er-
eignete ſich auf dem Bahnhof Haltern: Der D-Zug 91 Köln--
Altong fuhr bei der Durchfahrt auf eine Rangierabteilu:ig.
Wie die Eiſenbahndirektion in Münſter meldet, wurden hierbei
fünf Poſt bzw. Bahnbedienſtete durch Verbrennen getötet.
Schwer verletzt ſind ein Poſtbeamter und der Lokomotivführer
des Güterzuges, zu dem die Rangierabteilung gehörte. Leicht
verletzt ſind elf Bahn- bzw. Poſtbeamte. Der ganze DZug
wurde ein Raub der Flammen. Von den Fahrgäſten des ſtark
beſetzen Zuges haben etwa fünf leiſchtere Verletzungen davon-

tragen.
Das Ende der roten Hoſe. Ein Erlaß des franzöſiſchen

Kriegsminiſters beſtimmt, daß die alte franzöſiſche Uniform,
namentlich die rote Hoſe, endgültig abgeſchafft und durch die
jetzige graublaue Felduniform erſetzt wird.

Reichsarbeiterausſchuß. Man ſchreibt uns: Unter Vorſitz
des Arbeiterſekretärs Hartwig hat ſich im Rahmen der Deutſch
nationalen Volkspartei ein Reichsarbeiterausſchuß gebildet, der
es ſich zur Aufgabe geſetzt hat, die Intereſſen der Arbeiterſchaft
und ihre berechtigten Forderungen zu vertreten. Er beſtrebt ſich,
in allen Landesverbänden der Deut'ſchnationalen Volkspartei
Ortsausſchüſſe zu bilden. Es kommt vor allen Dingen darauf
an, daß in allen Volkskreiſen und in allen Organiſationen die
jenigen Arbeiter, die ſich bei den letzten Wahlen in deutſchnatio
nalem Sinne betätigt haben, auch wirklich erfaßt werden. Er-
wünſcht iſt, daß deutſchnational geſinnte Arbeiter ihre Adreſſen
den Landesverbänden mitteilen. Soweit ſie das nicht tun wollen,
werden ſie gebeten, dieſelben an den Reichsarbeiterausſchuß,
Berlin SW. 11, Bernburger Straße 24, gelangen zu laſſen. Sie
werden dann dem zuſtändigen Landesverbande übermittelt.

Nachdruck verboten.

Der Staatsanwalt
Roman von Artur Brauſewetter.

Dann geht er auf die verſchiedenen Argumente des
Staatsanwalts ein eins nach dem andern nimmt er vor,
beleuchtet es einige Augenblicke mit trefflich gewählten
Worten und zerpflückt es dann, daß es vor den Augen der
atemlos lauſchenden Zuhörer wie in Nichts zerfällt. „Und
dennoch“, fährt er nun mit einer Stimme fort, in der Sar-
kasmus und Zorn um die Oberhand ſtreiten, „denn
hält der Staatsanwalt die Angeklagte für ſchuldig, hält
ſie für ſchuldig all den Ereigniſſen zum Trotz, die dieſer
Prozeß in ſeinem letzten Verlauf gezeitigt.

Denn ich wenigſtens meine wir ſind den Spuren
des Mörders ſo ferne nicht mehr ich meine, die Verneh
mung eines der Zeugen hat Reſultate gezeitigt, die gewiß
einen jeden hier im Saale mit Erſtaunen und Entſetzen
erfüllt haben.

Meine n Ganz Seewald hat bis zu dieſem
Tage in fieberhafter Erregung nach dem Meſſer geſucht,
mit dem der fürchterliche Mord vollführt iſt.

Endlich iſt dieſes Meſſer gefunden.
Bei wem iſt es gefunden?
Bei demſelben Manne, der bereits wegen Diebſtahls

wei Monate Gefängnis im Sommer abgebüßt hat, dem-ſelben Manne, den eine einwandsfreie Zeugin hier mit

rege als denjenigen wiedererkannt hat, der im Nach
barhauſe einen Einbruchsverſuch gemacht hat in der
Nacht gerade, da der Mord geſchehen bei demſelben
Mann, der hier vor uns geſtanden, dem es trotz aller ſeiner
Mühe nicht gelungen iſt, ſein Alibi in jener verhängnis-
vollen Nacht nachzuweiſen.

Und dieſer ſelbe Mann, meine Herren Geſchworenen,
hat hier vor uns allen geſtehen müſſen, daß ihm das Meſſer
zu aigen ſei mit dem der Mord ausgeführt iſt.
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Er hat uns da, nachdem er ſich in unlösliche nur gegen
ihn zeugende Widerſprüche verwickelt hat, einen ganzen
Roman von dem Meſſer zum Beſten gegeben, an den von
uns allen, ihn ſelber eingeſchloſſen, nur ein einziger glaubt

nämlich der Herr Staatsanwalt.
Und nun, meine Herren ich habe ſchon viele Pro

zeſſe mitgemacht, ich halte mich nicht für unerfahren in
kriminaliſtiſchen Dingen, ſo beſcheiden ich ſonſt auch über
mich denke, aber hier reicht mein Verſtand nicht aus nun
ſeien Sie ſo gut, helfen Sie mir das Rätſel löſen. Wie iſt
es möglich, ja, wie denkbar nur, daß dieſer Mann, auf den
als den Mörder alles hinweiſt, der nichts, abſolut gar nichts
zu ſeiner Rechtfertigung anführen kann, daß dieſer Mann
noch nicht verhaftet iſt, daß man trotzdem und alledem auch
jetzt noch die Anklage erhebt gegen dieſes unſchuldige Weib,
dieſe beklagenswerte Märtyrerin! Stellen Sie den Dach-
decker Hock und dieſes Mädchen zuſammen! Sie haben zu
wählen in Jhre Hände iſt die Entſcheidung gelegt.

Eins noch zum Schluſſe, meine Herren! Jeder Menſch,
der nicht wahnſinnig iſt, tut doch, was er tut, aus irgend
welchen faßbaren möglichen Beweggründen heraus. Das
wenigſtens hat ſogar der Herr Staatsanwalt anerkannt.
Er fragt, welche Beweggründe ſolle der Mörder, und wäre
es der Dachdecker Hock, gehabt haben, um einen Kranken zuermorden?! Gut! Meine Herren ich frage Sie: Welche
Motive in aller Welt ſollten die Angeklagte zu einem ſo
furchtbaren Morde getrieben haben?!

Sie hat den armen Jdioten geliebt wie ihn nie ein
Menſch geliebt hat, auch ſeine Mutter nicht einmal ſie
hat ihn gepflegt, gehegt wie ihr teuerſtes Gut wie ſollte
ſie ihn morden?! Oder mordet man auch aus Liebe?!
Selbſt der Herr Staatsanwalt wird mir die Frage nicht
beantworfen können.

Denken Sie, meine Herren, an die einzige rührende
Treue dieſes Mädchens dem gegenüber, der allein daſtand
auf der Welt und niemand hatte, der ſich ſeiner annahm
und ihn pflegte. Denken Sie an die Seelenqual, in der
vor Jhnen hier lange bange Tage hindurch dieſes Mädchen

geſtanden, angeklagt des ſchimpflichſten Mordes an dem,
der ihr wie ein treuer Sohn geweſen, mit dem ſie ihre
Armut teilen wollte in der dürftigen Heimat denken Sie
an den ergreifenden Augenblick, wo ſie hier vor Jhnen lag
wie ein Lamm auf der Schlachtbank, oder an jenen, da ſie,
erſchöpft vor Mattigkeit und Schmerz, ohnmächtig hier zu
ſammenſank werden Sie das Herz haben, ſie zu ver-
urteilen?! Jch hätte es nicht bei Gott im Himme! nicht!
Genug ich bin am Endel! Der Spruch, den Sie jetzt
zu fällen haben, wird nicht verhallen und verrauſchen
heut und geſtern! Eintreten mit allen Erhebungen und
Anſchuldigungen wird dieſer Prozeß und dieſer Svruch in
die unvergänglichen Annalen der Weltgeſchichte. Der Gott
aber da oben, der die Angeklagte nicht verlaſſen wird, der
wird in der entſcheidenden feierlichen Stunde Jhre Herzen
lenken, daß Sie erkennen und tun, was wahr und billig
und recht vor Gott und dem Geſetze der Menſchen!“
n Die Rede hat einen gewaltigen Eindruck geübt auf

alle.
Nur auf zwei Perſonen in dem ganzen Saale ſcheint

ſie völlig wirkungslos geblieben zu ſein: die eine iſt die
Angeklagte, deren gebeugte Haltung während der Worte
des großen Verteidigers regungslos geworden iſt, ſo daß
das Statuenartige, das in den verſchiedenen Phaſen des
Prozeſſes aus ihrer Erſcheinung ſprach, nie ſo zum ent
ſcheidenden Ausdruck kam als gerade jetzt.

Der andere iſt der Staatsanwalt, der während der
ganzen Zeit auch nicht ein einziges Mal von ſeinen Akten
aufgeſeheg, und der ſelbſt nicht bei den vielen Momenten,
da die Worte des Verteidigers auf ihn perſönlich zielten,
durch irgend eine Bewegung ſeine entgegengeſetzte Mei
nung oder gar eine Spur von Unwillen zeigte.

Nur jetzt, als er ſich erhob, um ſeine Replik zu halten,
iſt der Ernſt auf ſeinen bleichen Zügen noch viel ſtrenger,
jenes unerbittliche Etwas, das aus den großen grauen
Augen ſpricht, noch unverſöhnlicher geworden

(Fortſetzung folgt.)
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Stadtverordneten Vorſteher Hennig eröffnet die Sitzung
unächſt eine Reihe von Eingängen bekannt. Das Geſuch

teichsbundes der Kriegsbeſchädigten um Beſchaffung von
reichendem Heiz un smaterial für den Winter wird
Haushalte ausſchuß überwieſen. Der Vorſtand derOrtsgruppe
Lerbandes der Gewerbetreibenden bittet den Magiſtrat, daß
dere Oktobermarkt auf eine Woche ausgedehnt

d. Das Geſuch wird dem Petitionsausſchuß zur Vorberatung
wieſen. Des weiteren liegt eine Eingabe der Gemeindevor-
de von Nietleben, Lieskau, Brachwitz und Schiepzig vor, in
darüber Beſchwerde geführt wird, daß von der Verwaltung

r für die Beförderung der Fahr
die die Bahn aus beruflichen Intereſſen benutzen, nicht ge
end geſorgt würde. Der Vorſteher ſchlägt vor, ſich der Ein
anzuſchließen. Der Vorſchlag wird vom Stadtv. Oſterburg
bh.) unterſtützt. Alsdann teilt der Vorſteher mit, daß der
iſtrat dem Beſchluſſe der Stadtverordneten vom 25. Juli
die Forderung der Straßenbahner auf Nachzahlung der
eiktage im Februar und März nicht zugeſtimmt hat. Fer-
verwahrt ſich der Magiſtrat in einem Schreiben gegen die

herun en, die Stadtv. Hildebrand in der Sitzung vom 25.
gegen die Polizeiverwaltung getan hat. Hierzu gibt Stadt
dneter Hildebrandt (Unabh.) folgende Erklärung: Jch

zu erklären, daß ich meine Ausführungen zurücknehme.
Angelegenheit iſt durch meine Unterredung mit Herrn

nmiſſar Unger erledigt. Oberbürgermeiſter Rive: Jch halte
nit die W erre We auch für erledigt.
Es liegt ferner noch ein Antvag der Frau Krüger und Ge
en übe e des geſamten Hebimenweſens iff Halle ſowie ein Dringlichkeitsantrag Kleeis

in dem eine beſſere Milchverſorgung gefordert
d, vor. Die beiden Anträge werden bis zur Erledigung der
gesordnung zurückgeſtellt.
Es wird alsdann in die Tagesordnung eingetreten, auf
als erſter Punkt die

Errichtung von Wohnbaracken

t. Der Magiſtrat hat den Antrag eingebracht, daß zur Linde
g der Wohnungsnot Holzbaracken guf dem Steinlagerplatz
der Berlinerſtraße gebaut werden ſollen. Die Errichtung von
j Baracken mit zuſammen 20 Wohnungen würde einen

ſtenaufwand von 225 000 Mark erfordern.
Zu dieſem Antrage führt Stadto. Balke (Dem.) aus: Von

z Stadt Halle iſt zur Linderung der Wohnungsnot ſehr viel
jan worden. Auch der Magiſtrat hat nach dieſer Richtung hin
e Schritte getän. Für den vorliegenden Antrag hat ſich der
inwohnungsausſchuß entſchieden ablehnend ausgeſprochen mit

Begründung, daß ſich bei einem derartigen Koſhenaufwand
it beſſere Wohnungen ſchaffen ließen. Jm Namen des Klein-
hnungsausſchuſſes muß ich ſie bitten, den Vorſchlag abzuleh

Perſönlich halte ich es für notwendig, daß dieſe Baracken
haut werden, und nach meinem Dafürhalten werden es nicht
letzten Baracken ſein, die die Stadt Halle bauen muß. Viel-
iht läßt es h aber ermöglichen, daß dieſe Baracken für Büro-
eche benutzt und andererſeits Büros für Wohnzwecke frei ge-
aht werden. Wir müſſen eben in Halle alles tun, um die
hnungsnot zu beheben. Jch glaube nicht, daß viele von Jhnen
e Verantwortung für die Ablehnung des Antrages übernehmen

len. Dauerdohnungen zu bauen geht heute nicht ſo ſchnell,
Baracken zu bauen. Auch die Siedelungspläne, von denen

im jetzt viel hört, haben nach meiner Anſicht wenig Ausſicht
uf Verwirklichung. Die Mittel, die das Reich dazu bewilligt

ſind bereits verbraucht. Vielleicht wird vom Reiche noch
u dieſem Zweck ein kleiner Betrag gewährt, im übrigen wälzt es

heſe Sorgen auf die Kommunen ab. Jm Namen des Klein-
whnungsausſchuſſes muß ich Sie um Ablehnung des Antrages
itten, für meine Perſon trete ich für ihn ein.

Stadtv. Ho e (Dem.) beantragt, die Vorlage dem Vaugaus-
huß zu überweiſen.

Stadtv. Günther (Unabh.): Zweifellos iſt die Wohnungs-
t in Halle groß. Am 1. Oktober werden etwa 1500 Umzüge in
dalle ſtattfinden. Aber der größte Teil der Mieter wird bereits
ine neue Wohnung gefunden haben. Allerdings werden einige
Familien obdachlos bleiben. Gleichwohl halte ich den Plan der
Errichtung von Holzbaracken nicht für richtig, zumal dadurch nur

Wohnungen geſchaffen werden bei einem Koſtenaufwand von
Million. Außerdem würden dieſe Wohnungen bis zum 1. Okt.

vo ſie gebraucht werden, noch nicht beziehbar ſein. Mir ſchweben
dere Wege vor. Wenn wir im Oktober vor die Frage geſtellt
verden, Wohnungen ſchaffen zu müſſen, können wir dieſe
ſhaffen, indem wir große Wohnungen, in denen nur wenige
Neter wohnen, heranziehen? Die Rechtsfrage, inwieweit wir
ſeſe Wohnungen zwangsweiſe belegen können, iſt freilich noch
richt geklärt. Jch appelliere aber an das patriotiſche Empfinden
er betreffenden, daß ſie ihre Wohnungen zur Verfügung ſtellen.
Undererſeits trete ich für den Gedanken des Herrn Balke, die
bolzbaracken für Bürogzwecke einzurichten, ein.

Stadtv. Minner (Dem.) ſchlägt gleichfalls vor, den An
tag dem Bauausſchuß zu überweiſen.

Stadtv. Knauthe (Unabh.): Jch bin nicht der Meinung,
daß alle Maßnahmen zur Linderung der Wohnungsnot ge
troffen ſind. München z. B. hat Säle und ſonſtige große Räume
ſei gemacht, ſo daß dort 8400 Leute untergebracht werden konn
len. Andere Städte gehen damit um, den Wirtſchaften die Kon
zeſſion zu entziehen und ſie als Wohnungen einzurichten. Jch
möchte ferner daran erinnern, daß verſchiedene Villenbeſitzer in
Halle die Abſicht haben, ihre Grundſtücke zu verkaufen. Die
Stadt könnte für 250 000 Mk. mit Leichtigkeit 2 Villen kaufen und
in ihnen gut 20 Familien unterbringen. Jn München iſt es
ferner möglich geweſen, auch die Kaſernen frei zu machen. Wenn
don den Stadtverordneten und dem Magiſtrat energiſche Maß
nahmen getroffen würden, ſo würde ſich ſicherlich auf dem Ge-
biete der Wohnungsnot mehr erreichen laſſen. Jch bitte, den
Vorſchlag des Barackenbaues abzulehnen und dem Magiſtrat zu
ſoſegen, auf andere Weiſe für 20 Familien Unterkunft zu

ffen.
Stadtv. Vollbracht (Soz.) erklärt, daß es in Halle eine

Reihe großer Villen gäbe, die ſehr wohl als Kleinwohnungen ein
gerichtet werden könnten.

Stadtv. Frl. Dr. Lange (Dem.): Es fehlt uns die geſetzliche
Handhabe, die Jnhaber von Büroräumen zu zwingen, dieſe als
Vohnungen freizugeben, ſofern ſie bereits vor dem 1. Oktober
1918 als Büroräume benutzt werden. Was den Vorſchlag auf Frei-
gabe der Kaſernen zu Wohnzwecken anbelangt, ſo haben wir 22
bieſer Richtung hin mit den zuſtändigen Stellen Verhandlungen
gepflogen. Aber es iſt der glaubwürdige Nachweis erbracht wor
den, daß die Kaſernen noch gebraucht werden. Wir wollten r
Schulen als Wohnungen einrichten, aber dieſer Verſuch iſt an
dem Widerſpruch der Schulverwaltungen geſcheitert. Wir haben
ferner verſucht, den Zuzug nach Halle zu verbieten und haben
wenigſtens erreicht, daß das Wohnungsamt neu hinzuziehenden
Familien keine Wohnungen mehr anweiſt, ſondern ihnen anheim
en ſich die Wohnungen ſelbſt zu ſuchen. Nun zur Frage der
wangseinquartierung. Wir haben in Halle insgeſamt 45 000

Groß und Mittelwohnungen, Wohnungen von 6 Zimmern und
mehr rund 4000; dabei ſind alle Manſarden und Bodenräumelen Für eine Zwangseinquartierung ſind eigentlich nur

Inhaber von 8 und mehr Zimmer Wohnu heran en;
deren gibt es in Halle 1822. Wir ſind an die Jnhaber dieſer oh
nungen herangetreten und haben das größte Entgegenkommen
gefunden. Auf dieſem Gebiete iſt alſo nicht mehr viel zu errei
chen. Weos nun die Wohnungsbaracken anbelangt, ſo wollen wir,
daß in ihnen einzelne Familien nur vorübergehend Unter
kommen finden. Die Baracken ſollen nur für den äußerſten Not
fall vorhanden ſein. Jch bitte Sie dringend, der Vorlage des
Magiſtrats zuzuſtimmen.

Stadtv. Frau Krüger (Unabh.) beantragt, daß die Stadt
verwaltung den Reichswohnungskommiſſar in „eclin erſucht,
Halle als Notſtandsbezirk zu erklären und die Zwangsein

r r adtv. Albrecht (Unabh.): Jch Habe bereits im Haus
haltsausſchuß gegen den Barackenban geſprochen. Wer wird
es denn ſein, des in die Baracken geſtekt wird? Doch vur Ar
beiter und minderbemittelte Leute. Jch habe daruf binge-
wieſen, daß es notwendig ſei, die Kaſernen zu veſhlagnal,men.
Wir brauchen ſie ja gar nicht mehr, da wir nur ein Heer von
100 000 Mann unterhalten dürfen. Wollen wir etwa Polizei
truppen hineinſtecken? Dann haben mie alle iürſuche Legege
vorzugehen. Außerdem glaube ich, daß wir ein Recht rabken,
die Kaſernen zu beſchlagnahmen, da wir der alten Regierung
den Grund und Boden für die Kaſernen nur vermietet halen.
Jn der Artilleriekaſerne könnten g. ein üfer Familien
untergebracht werden. FJch bicte, den Antrag abzulehnen und
den Magiſtrat zu erſuchen, vei der Regiecung energiſch ver
ſtellig zu werden, daß die A. tilleciekaſerne für Wohnzwecke zur
Verfügung geſtellt wird.

Stadtv. Bretſchneider: Auch nach meiner Ueber
Wroung muß ſich der Vau von Holzbaracken vermeiden laſſen,

s ſind in letzter Zeit mehrere große Hotels in Halle verkauftworden; über den Verkauf des „Veliner Hofes“ wird noch ver
handelt. Dieſe Hotels könnten von der Stadt angekauft und
als Wohnung eingerichtet werden.

Stadto. Wilke (Soz.) führt aus, daß es in Halle noch
Wohnungen gäbe, die teilweiſe nur von einem Mieter bewohnt
würden. Eine n der Schulen für Wohnzwecke lehnt
er entſchieden ab. Stadtv. Kürbs (Unabh.) ſchlägt vor, das
Militär auf das Land auszuquartieren, um die Kaſernen frei zu
bekommen.

Die Abſtimmung ergibt Annahme des Antrags Hos, die An
gelegenheit dem Vauausſchuß zu überweiſen. Betreffs des An
trages der Frau Stadtv. Krüger, beim Reichswohnungskom-
miſſar vorſtellig zu werden Halle als Notſtandsbezirk zu er-
klären, wird von ſeiten des Magiſtrats mitgeteilt, daß ein dahin-
gehender Antrag bereits geſtellt ſei.

Unterm 10. März 1910 ſind zwiſchen der Stadtgemeinde
und den betr. Grundſtückseigentümern Verträge über den Aus-
bau der Flottwellſtraße zwiſchen Becſener und Liebenauer
Straße, der projektierten Straße 4 zwiſchen Beeſener Straße
und projektierten Straße 5, der projektierten Straße 5 zwiſchen
Flottwell- und Lutheſtraße, der Jonasſtraße zwiſchen Flottwell-
und Lutherſtraße, und der Jonasſtraße zwiſchen Nickel Hoff
mannſtraße und Flottwellſtraße abgeſchloſſen worden. Die
Stadtgemeinde hat ſich damals verpflichtet, den Ausbau der
Straßen gegen eine von den Grundſtückseigentümern zu
zahlende feſte Summe zu bewirken. Unmittelbar nach Abſchluß
des Vertrages wurde die Floktwellſtraße zwiſchen Beeſener und
Liebenauer Straße gegen Zahlung der betreffenden Abfindungs-
ſumme ausgebaut. Der Ausbau der übrigen Straßen ſollte
ſpäteſtens ſechs Jahre nach Vertragsabſchluß bewirkt werden.
Während des Krieges mußte der Ausbau dieſer Straßenßtnter-
bleiben. Nunmehr haben die Grundſtückseigentümer die Auf
hebung der Verträge vom 10. März 1910, ſoweit ſie ſich
auf die noch nicht ausgebauten Straßen bezichen, beantragt.
Die Stadt hat ein pekuniäres Jntereſſe an der Aufhebung der
Verträge. Andererſeits ſind die Grundſtückseigentümer an
dieſer Aufhebung inſofern beſonders intereſſiert, als in abſeh-
barer Zeit keine Ausſicht für den Verkauf der Bauſtellen be
ſteht. Die Verſammlung ſtimmt dem Antrage zu.

Die Anträge auf Bewilligung eines Witwengeldes, ſowie
von Beiträgen für die Geſellſchaft zur Bekämpfung der Arbeits
loſigkeit und für die Prüfungsanſtalt für Heizungs- und
Lüftungseinrichtungen werden genehmigt. Desgleichen wird dem
Thüringiſch Sächſiſchen Geſchichtsverein anläßlich der Feier
ſeines hundertjährigen Beſtehens eine Beihilſe von 1000 Mark
bewilligt.

Eine längere Debatte entſpinnt ſich über den Antrag be
trefſs Verſtärkung der Feuerwehr. Die Feuer
deputation fordert eine vorläufige Verſtärkung der Feuerwehr
vom 1. Oktober an um 12 Beamenſtellen, und zwar um 1 Feld
wobel-, 1 Oberfeuerwehrmannſtelle ſowie 10 Feuerwehrman an
ſtellen. An jährli-chen Geſamtkoſten entſtehen dadurch 46 000 M.,
für das laufende Rechnungsjahr rund 23 000 M. Am Schhiß
ſeiner Berichterſtattung beantragte Stadtv. Albrecht (Unabh.),
daß in Zukunft die Unternehmen, die Feuerſchutz beanſpruchen,
die Koſten hierfür ſelbſt tragen und daß weiterhin bei der ſtädti-
ſchen Feuerwehr militäriſche Bezeichnungen, wie Feldwebel uſw.,
in Wegfall kommen.

Stadtv. Kürb s (Unabh.): Jch kann mich mit dieſem An
troge nicht befreunden, vor allem, was die Beſetzung einer Feld
webelſtelle anbelangt, die bisher noch gar nicht beſtanden hat.
Es iſt auch nicht notwendig, daß bei den zwölf Feuerwehrleuten
ein Feldwebel und ein Oberfeuerwehrmann dabei ſein ſollen.
Jch kann nur dafür eintreten, daß dieſe zwölf Stellen lediglich
von Feuerwehrleuten beſetzt werden. Vei der jetzigen Beſetzung
kamm auf fünf Feuerwehrleute ein Vorgeſetzter. Jch bitte Sie
daher dem Antrage in der vorliegenden Form nicht zuzu-
ſtimmen.

Stadtrat Murm führt aus, daß das Vorgeſetztenverhältnis
bei der ſtädtiſchen Feuerwehr durchaus nicht ſo ſtark betont
würde, daß es aber andererſeits im Jntereſſe der Feuerbereit-
ſchaft Vorgeſetzte geben müſſe.

Stadtv. Oſterburg (Unabh.) tritt für den Antrag Kürbs
ein, der aber bei der ſchließlichen Abſtimmung abgelent
wird.

(Schluß folgt.)

Kilians Hungerſtreik reiner Schwindel
Vor einigen Tagen brachte das „Volksblatt“ einen Artikel,

der dazu dienen ſollte, die „Volksblatt“-Leſer in geradezu ge
meingefährlicher, ſchamloſer Weiſe zu verhetzen. „Genoſſe
Kilian im Hungerſtreik.“ Ein Sympathieſtreik mit ſeinen unab-

wendbaren Folgen ſollte in Szene geſetzt werden und der angeb
liche Hungerſtreik Kilians bot den ſpartakiſtiſch-unabhängigen
Elementen willkommenen Anlaß zu einer verbrecheriſchen Hetze.
Es iſt geradezu auffallend, wie ſofort das Volksblatt von Kilians
Hungerſtreik in Kenntnis geſetzt wurde, während ſonſt niemand

davon etwas erfuhr. Das Ganze iſt, wie ſich jetzt heraus-
ſtellt, eine Mache von Kilian und ſeinen Genoſſen.

Dem im Gefängnis am Kirchtor „ſchmachtenden Ge
noſſen Kilian“ geht es ſehr gut. So ausgezeichnet lebt die
ſer Herr, daß er ſogar auf die Gefangenenkoſtverzich-
ten kann, da er von ſeinen Freunden reichlich mit Lebens-
mitteln verſorgt wird. Das iſt der ganze Hungerſtreik.
Der Arbeiterſchaft aber wird vorgelogen, daß Kilian am Ver
hungern ſei, um ſie, die des ewigen Streikens müde ſind, von
neuem aufzuhetzen.

Dem Staatsanwalt und dem Unterſuchungsrichter, die mit
der Vorunterſuchung betraut ſind wird vorgeworfen, ſie führten

das Unterſuchungsverfahren gegen Kilian und Genoſſen ſehr
lau und zögen es in die Länge. Demgegenüber ſei feſtgeſtellt,
daß beide Herren ſich alle erdenkliche Mühe gegeben haben, die
ſehr umfengreiche Vorunterſuchung zu beſchleunigen. Es ſind
allein 85 Zeugen vernemmen worden. Die Zeugenber-
nehmung war zum Teil ſehr ſchwierig, da viele der Zeugen
trotz mehrfacher Vorladungen überhaupt nicht erſchienen. Die
132 Maſchinenſeiten umfaſſende Anklage-
ſchrift wurde bereits am 9. September fertiggeſtellt. Kilian
mußte davon durch ſeinen Verteidiger unterrichtet ſein. Das
„Volksblatt“ hat alſo jedenfalls eine bewußte Lüge veröffent-
licht, wenn es noch vor einigen Tagen dieſe Tatſache ableugnete.
Die Vorunterſuchung zieht ſich im Gegenſatz zu dem Münchener
Geiſelprozeß darum ſo lange hin, weil es ſich hier um ein ganz

feines und verſtecktes Jntriguenſpiel Kilians
und ſeiner Genoſſen handelt, das ſich von November bis März
erſtreckt, während in München die Tatſachen, die ſich in wenigen
Tagen abſpielten, feſtgeſtellt werden mußten.

Die Halleſche Arbeiterſchaft iſt wie geſtern bereits
hier mitgeteilt wurde, aufgehetzt worden, Kilian zur Sympathie
in einen eintägigen Streik zu treten. Die Abſtimmung
darüber ſoll heute, am Dienstag, ſtattfinden. Wie wir hören,
iſt ziemlich geringe Neigung für die Demonſtration vorhanden.
Ein bezeichnendes Geſpräch hörte man geſtern abend zwiſchen
Wie Arbeitern vor dem Zeitungsaushang unſerer Geſchäfts
telle. „Lies mal,“ ſagte der eine, „Sympathieſtreik für Kilian!l“

„Ach, Menſch, ooch nochl Warum fr ißt er denn viht?
Jſt doch ſeine Schuld!“
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Deutſchnationaler Volksverein Halle
und Umgebung

Aus Kreiſen unſerer Anhänger erhalten wir in letzter Zeit
zahlreiche Anfragen wegen einer Zeitſchift „Der Hof-
narr“, für die von dem Eulen-Verrage G. m. b. H. in
Berlin-Lichterfelde eine erhebliche Werbetätigkeit entfaltet wird.
Wir haben deshalb Veranlaſſung genommen, uns mit dem
Herausgeber der geplanten Zeitſchrift, Herrn Hauptmann H.,
in Verbindung zu ſetzen, der uns folgende Mitteilungen ge-
macht hat:

ſind:1. Einzige Jnhaber des Eulen- Verlages eine Frau
Salomon gelorene Kolberg und ihre Tochter Hedwig
Salomon.

2. Die Jnhaberinnen des Verlages ſind evangeliſche
Chriſtinnen.

3. Geſchäf.sführer des Verlages war der Ehemann bzw.
Vater der vorgenannten Jnhaber, der als ſolcher cm
25. Juli im Handelsregiſter gelöſcht worden iſt. Herr
Salomon iſt ungetaufter Jude.

4. Der Herausgeber hofft, die erſte Nummer der Zeitſchrift,
die als Monats hrift geplant iſt, Anfang November er-
ſcheinen laſſen zu können. Es iſt Lichtig, daß die Be
zieherBeiträge bereits jetzt eingezogen werden.

5. Der Herausgeber teilt mit, daß mit zwei namhaften
Künſtlern bereits Verträge wegen Uebernahme der ſchrift-
ſtelleriſchen und künſtleriſchen Leitung des neuen Blattes
abgeſchloſſen ſeien.

6. Der Herausgeber verſichert, daß das Blatt in nationglem
Sinne geleitet werden ſoll und die Adreſſen der Begzieher
nicht zu anderen Zwecken verwendet werden ſollen.

Wir unterbreiten dieſe uns von Herrn Hauptmann H. ge
machten Mitteilungen unſeren Parteifreunden und bitten ſie,
dementſprechend ihre Stellung zu dem geplanten Blatte zu
treffen. Die Parteileitung ſteht dem Blatte völlig fern und hat
erſt durch die Preſſe von der beabſichtigten Gründung erfahren.

Keine Erhöhung der Gemüſepreiſe
Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen teilt

uns mit: Jn Anſehung deſſen, daß in vielen Teilen der Provinz
Sachſen die Gemüſeernte infolge übermäßiger Trockenheit
außerordentlich ſchlecht ausgefallen iſt, war die Landwirtſchafts-
kammer bei der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt in Berlin um
eine angemeſſene Heraufſetzung der Erzeugerhöchſtpreiſe für Ge-
müſe und im beſonderen um die Erhöhung des Zwiebelpreiſes
auf 18 Mk. für 1 Zentner eingekommen. Von der Reichsſtelle
iſt jedoch der dahingehende Antrag mit der Begründung abge
lehnt worden, daß die für das Gemüſe zurzeit vorgeſehenen
Erzeugerhöchſtpreiſe unter Berückſichtigung von Angebot und
Nachfrage in ganz Deutſchland feſtgeſetzt worden ſeien. Da ihr
Geltungsbereich ſich auf das geſamte Reich erſtrecken müſſe, ſo
ſei die Genehmigung von beſonderen Höchſtpreiſen für die Pro
vinz Sachſen nicht angängig. Eine Erhöhung des Erzeuger-
höchſtpreiſes für Zwiebeln müſſe abgelehnt werden, weil nach
Anhörung von Sachverſtändigen kein Grund dafür vorhanden
ſei, mit ihm noch über den in den Lieferungsverträgen als Ver-

tragspreis vorgeſehenen Satz hinauszugehen.

Schwurgericht.
Plünderer.

In der erſten Sitzung am 22. September unter dem Vorſitze
des Landgerichtsdirektors Krüger vertrat Erſter Staats
anwalt Dr. Mosler die Anklagebehörde. Wegen ſchweren
Landfriedensbruchs waren angeklagt: die Bergarbeiterin Selma
Streifler, geb. 1894, und der Schmied Willi Körner,
geboren 1893. Die Streifler iſt voll geſtändig, am Morgen des
3. März gegen 8 Uhr mit ihrer Stiefſchweſter von Hauſe fort
gegangen und zum Proviantamt in der Schmiedſtraße gekommen
zu ſein. Hier haben ſich beide in die plündernde Menge ge-
miſcht und aus einem Faſſe mit Pökelfleiſch verſchiedene Stücke
im Gewichte von etwa 10 Pfund genommen, um es für die
Familie von zehn Köpfen zu verwenden Auf dem Wege nach
ihrer Wohnnug wurden ſie an der Auguſtaſtraße von Landes-
jägern verhaftet; das Fleiſch wurde ihnen wieder abgenommen.
Die Stiefſchweſter iſt als Jugendliche bereits von der Straf-
kammer zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Die
heute Angeklogte wurde von den Geſchworenen des ſchweren
Landfriedensbruchs unter Zubilligung mildernder Umſtände
ſchuldig geſprochen und vom Gericht zu einer Gefängnisſtrafe
von einem Jahre unter Anrechnung der Unterſuchungshaft von
6 Monaten 2 Wochen verurteilt.

Körner iſt am 15. April vom Schwurgerichte wegen ſchweren
Landfriedensbruches zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt wor
den. Weil der damals gewählte Verteidiger Dr. Fackenheim
aus Verſehen nicht zur Hauptverhandlung geladen war, ſondern
nur der vom Gericht beſtellte, ſo hatte der Verteidiger Reviſion
angemeldet mit dem Erfolge, daß die Sache aus einem for-
mellen Grunde an das Schwurgericht zurückverwieſen wurde.
Der Angeklagte hatte am 2. März im Mansfelder Hof“ ſeine
Verlobung gefeiert und war auf dem Nachhauſewege mit ſeiner
Braut bei Broskowski vorbeigekommen. Hier hatte ihn ein
Mann von der ſogenannten Sicherheitswehr eingeladen, einzu
treten, und ſo ging denn der Angeklagte in den Vorraum des
Kellers und nahm eine Kiſte mit 25 Flaſchen Wein an ſich.
Weil er gehört hatte, man hätte ihm nachgeredet, daß er ge
ſchoſſen habe, ging er am 7. März zur Polizei nach der Kloſter
ſtraße, um das Unrichtige der Behauptung darzutun, wurde hier

ber gleich feſtgehalten und unter Ankla tellt, nachdem beie e Bee e T



Tlagke ſt g. u. m drei Jahren Zuchthaus vorbeſtraft, die er
erſt im vorigen Jahre verbüßt hat. Der Verteidiger war der
Anſicht, daß die Vorſtrafen nicht genügen ſollten, dem Ange-
klagten mildernde Umſtände zu verſagen, wie es die Ge
ſchworenen am 15 April getan hatten, die 25 Flaſchen Wein
würden eine ſo ſchwere Beſtrafung nicht rechtfertigen. Die Ge

bejahten auch jetzt wieder die Schuldfragen unter
erſagung mildernder Umſtände, worauf das Gericht auf drei

Jahre Zuchthaus und fünf Jahre Ehrverluſt erkannte,
vier Monate der Unterſuchungshaft aber als verbüßt anrechnete.

Nerkwürdiges Pech. Jn einer der letzten Nächte wurde
don der Polizei ein junger Mann feſtgenommen, der kleine Werbe-

zettel der hieſigen Einwohnerwehr mit durchaus unpoli-
tiſchem, ſachlichem, einwandfreiem Jnhalt an die Häuſer klebte.
Wenn das Ankleben von Zetteln neuerdings grundſätzlich un
ſtatthaft iſt, ſo läßt ſich gegen die Feſtnahme nichts ſagen. Man
müßte aber der Polizei eine etwas glücklichere Hand in ſolchen
Sachen wünſchen. Jn ſelbiger Nacht ließen auch die Spar
takiſten wieder ihre berühmten aufreizenden Zettel an Schau
fenſter und Türen kleben. Deren Leute wurden zufälligerweiſe
nicht gefaßt. Wir werden von verſchiedenen Seiten darauf
aufmerkſam gemacht, daß es ſehr bedauerlich iſt, wenn zu
fällig, wie geſagt von zwei Sündern der kleinere, bzw. von
zwei Schaffen ausgerechnet das weiße erwiſcht wird.

Die Liga zum Schutze der deutſchen Kultur macht noch
einmal auf den am Mittwoch abend um 8 Uhr im Vereinshauſe
St. Nikolaus beginnenden vierten Aufklärungskurſus
aufmerkſam, zu dem namhafte Redner mit allgemein inter
eſſierenden Themen gewonnen worden ſind. Sämtliche Vorträge,
an die ſich jeweils eine allgemeine Beſprechung anſchließt, können
von Arbeitern der Halleſchen Firmen und Werke koſtenlos beſucht
werden. Anmeldungen werden in der Liga, Leipziger
Straße 5 II, angenommen. Näheres iſt aus dem Jnſeratenteil
der heutigen Nummer unſeres Blattes erſichtlich.

Wohltätigkeitskonzert des Hilfsbundes der Vertriebenen
aus Elſaß-Lothringen. Vom prächtigſten Wetter begünſtigt, ging
die Konzertveranſtaltung am Sonnabend vor acht Tagen in
Bad Wittekind vor ſich und verlief programmäßig und zur allge
meinen Zufriedenheit. Sie hatte, unter Abzug ziemlicher Un
koſten, einen recht guten Erfolg, ſo daß 1183 Mk. dem Bankkonto
der hieſigen Ortsgruppe für die vertriebenen Elſaß-Lothringer
bei der Firma H. F. Lehmann von der Direktion des Zoolo-
giſchen Gartens zugeführt werden konnten. Möge die Ein-
wohnerſchaft von Halle und Umgebung weiter in warmer Zu
neigung dieſes gute Hilfswerk fördern.

Zeitbilder der „H. Z.“ Folgende Bilder hängen in unſe-
rer Geſchäftsſtelle aus: Der Verſailler Friedensvertrag mit den
Unterſchriften und Siegeln der amerikaniſchen und engl. Vertre-
ter. Land wirtſchaftliche Maſchinenausſtellung in Magdeburg.
Kleiner Sturmwagen umgebaut als Zugwagen für Ackerpflüge
und andere landwirtſchaftliche Geräte. Willkommen in der Hei-
mät, Ankunft der Heimkehrer aus engliſcher Gefangenſchaft in
Göttingen.

Zweiter Sonatenabend. Von der Sonatenform Heinrich
Bibers oder der gleichzeitigen Jtaliener zu der, wie ſie unſere
großen Klaſſiker pflegten und weiter ausbauten, iſt ein weiter
Schritt. Die eigentliche Entwicklung verläßt ſogar den Voden
des urſprünglich bevorzugten Streichinſtruments und vollzieht
ſich auf dem Gebiet der Klaviermuſik. Erſt von hier wird der
neu gewonnene Stil auf die Klavier-Violinſonate zurück über-
tragen und mit reicherem Jnhalt verſehen infolge der Klang-
mittel, die zur Verwendung kommen. Bahnbrechend für die neue
Richtung iſt Joſef Haydn. Es war deshalb ſelbſtverſtändlich,
daß von ihm ein Werk in der aus der Literatur getroffenen
Auswahl berückſichtigt wurde. Für den Konzertſaal iſt die
Sonate in Fe-dur kaum geſchrieben worden. Sie iſt ein liebens-
würdiges Werk, das jedoch in ſeiner Wirkung nicht ſonderlich
tief geht. Anders verhält es ſich ſchon mit der B-dur-Sonate
von Mozart, die die Eigenart der beiden Jnſtrumente viel ent-
ſchiedener ausnützt und köſtliche muſikaliſche Werte birgt. Beet-
hoven verleiht der Duo-Sonate einen neuen Zug: Er prägt ihr
bewußt einen konzertierenden Charakter auf und legt Wert auf
virtuoſe Behondlung beider Jnſtrumente. Sehr lehrreich in
dieſer Beziehung iſt die berühmte Kreutzer-Sonate op. 47
die den zweiten Abend beſchloß. Ueber ihren wunderbaren Ge-
halt beſteht kein Zweifel. Allein es gilt nicht zu überſehen, daß
die Fülle herrlicher Gedanken in ungemein glänzender Ton-
rege verkündet werden. Die Variationen und noch mehr das

reſto ſtellen. ganz gewaltige Anforderungen an die Fertigkeit
der beiden Spieler. Für die Ausführung der drei Sonaten be
währte ſich die Kunſt von Kapellmeiſter Dr. Ernſt Latzko und
Konzertmeiſter Robert Reitz wieder außerordentlich. Die
Stufe künſtleriſcher Vollendung, auf der ſich ihr Spiel am erſten
Abend bewegt hatte, wurde freilich nur im Preſto der Beethoven
ſonate erklommen, das, mit feurigem Schwung vorgetragen,
hellſte Begeiſterung entzündete. Aber auch in den beiden anderen
Sonaten gelangte das gediegene Muſikertum der Künſtler zu
voller Geltung. Jn der Natur der Sache lag es, daß dieſes Mal
noch deutlicher würde, wie tadellos Dr. Ernſt Latzko die Klavier
technik beherrſcht. Jn den Sonaten von Haydn und Mozart
führte er den Klavieranteil ſauber geglättet und geſchmackvoll
durch. Für Beethoven wandte er blendende Fingerfertigkeit
auf; nur im Andante hätte er vielleicht weichere Tongebung be
vorzugen ſollen. Konzertmeiſter Reitz bot das Höchſte in der
Kreuzerſonate, namentlich im Schlußſatz. Ueberhaupt hatte er
ſich ſein Spiel gedanklich gut zurechtgelegt. Nur mangelte es
wieder etwas an Süßigkeit des Tons, am auffälligſten in der
Mozartſonate. Ausgezeichnet hatten beide Künſtler ihr Zu-
ſammenwirken ausgeglichen Dr. W. Kaiſer.

Provinz Sachſew
Schulſtreik in Gotha

o. Gotha, 22. Sept.
Faſt ſämtliche Schulen ſind heute in den Schulſtreik ge

treten. Die Eltern verlangen die Rücknahme des
Keligionserlaſſes und den Rücktritt des unab-
hängigen Generalſchulinſpektors Jacobi. Die
entlaſſenen Schulinſpekloren ſollen wieder eingeſetzt werden.
Werden dieſe Forderungen nicht erfüllt, ſo wird Steuer
verweigerung angedroht.

Naundorf b. Reideburg, 22. Sept. (Bei den Schulzen-
wahlen) im Amtsbezirk, die am 21. September ſtattfanden,
wurden die Vertreter des Bürgertums gewählt: Rentner Rack-
witz, Molkereiinſpektor Schulze, Gutsbeſitzer J. Müller. Ein
erfreuliches Zeichen der ſozialen Beruhigung und der wieder
kehrenden Selbſtbeſinnung.

d. Halberſtadt. 20. Sept. (Das Kluswaſſerwerk,
das durch weiſe Vorausſicht unſerer ſtädtiſchen Kollegien noch
während der erſten Kriegsjahre gebaut und 1917 fertiggeſtellt iſt.
wurde geſtern durch die Stadtverordneten unter Leitung des
Direktors Zink beſichtigt. Die Stadt hat durch den Bau des
Werkes in den Jahren 1916/17 verſchiedene Millionen erſpar:-,
die die Stadt heute mehr ausgeben müßte. So koſtet allein das
Meter Gußeiſenröhren, von denen bis zur Stadt an 3 Kilo-r Wie 180 Mark, während damals 27,80 Mark

vezahlt wurden. Schon an dieſen Röhren iſt rund eine Milliongeſpart Zum Bau ſelbſt, der einſchließlich der Maſchinen mit

34 Million Mark veranſchlagt war, trotz der Kriegszeiten aber
nur 691 000 Mark erfordert hat, haben teilweiſe Kriegsgefangene
mitgewirkt. Da unſer altes Holtemmenwerk die Verſorgung der
Stadt nicht mehr ſchaffte, mußte das neue Kluswerk dazugebaut
werden. Es liefert täglich 5000 Kubikmeter Waſſer und wird
vorausſichtlich die Stadt jahrzehntelang verſorgen können.

t. Quedinburg, 21 Sept. (Die neue Garniſon.) Ge
legentlich der Umgruppierung der Reichswehrbrigade 4 behält
Quedlinburg zwei Bataillone Jnfanterie, ein Zug Artillerie, ein
Zug Kavallerie und eine Minenwerferkompagnie, was der Stärke
der Friedensgarniſon entſpricht. Zwei Komvagnien vom hieſigen
2. Bataillon und eine Batterie kommen nach Halberſtadt, ſowie
eine Kompagnie Infanterie nach Bernburg. Dafür werden
ein Jägerbataillon und ein Zug Kavallerie nach hier verlegt.

Aus Knhalt.
R. Deſſau, 22. Sept. (Das Landesernährungs-

amt) ſetzte für die Zeit von jetzt bis zum Februar 1920 die
wöchentliche Kartoffelration pro Kopf der Bevölkerung
von 7 auf 9 Pfund herauf.

R. Deſſau. 22. Sept. (Die U. S. V. Anhalts) nahmauf ihrer in Köthen tagenden Konferenz eine Entſchlie-
ßung an, in der den Ortsvereinen empfohlen wird, unverzüg-
lich zum Programm der dritten Internationale Stellung zu neh
men, um auf dem kommenden Parteitag den Anſchluß an die
Jnternationale in Moskau zu fordern.

Aus Thüringen.
Greiz, 22. Sept. (Der Verbandstag der Thü-

ringiſchen P'olizeibeamten,) der geſtern in Greiz
tagte „nahm u. a. eine Entſchließung an, in der mit aller Ent-
ſchiedenheit gegen die Erxichtung einer militäriſchen Sicherheits-
polizei nach preußiſchem Muſter proteſtiert wird.

V J dVolkswiviſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volts wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Sur Frage der Kommunaliſierung
des Lebensmittelhandels

In der Reichshauptſtadt hat in dieſen Tagen der Kleinhandel
mit Nahrungsmitteln in der Form eines Proteſtſtreiks gegen die
Kommunaliſierungsabſichten der ſtädtiſchen Verwaltung auf dem
Gebiet des Lebensmittelhandels Einſpruch erhoben. Was der
Handel in dieſer Beziehung zu erwarten hätte, wenn es der un
abhängigen Sozialdemokratie gelingen würde, einen ausſchlag
gebenden Einfluß in der Verwaltung der Großſtädte zu erlangen,
lehrt ein Blick in das Gemeindeprogramm, das von der Landes-
verſammlung der U. S. P. Sachſens aufgeſtellt iſt. Es ſieht eine
Sozialiſierung aller gewerblichen Unternehmungen vor, die allge
mein notwendigen Bedürfniſſen der Gemeinde dienen. Dazu
werden gerechnet die Verſorgung mit Waſſer, Gas, Elektrizität
und Brennmaterial; ferner die Beförderung von Perſonen und
Gütern durch Kleinbahnen, Straßenbahnen und Fuhrwerke;
ferner die Erzeugung, Beſchaffung, Lagerung, Verarbeitung
ſowie der Vertrieb von Nahrungs- und Genußmitte'n, in erſter
Linie die Verſorgung mit Milch, Brot, Fleiſch ſowie die Errich
tung von Brauereien und Speiſehäuſern. Weiterhin ſoll der Be
darf der Gemeindeverwaltung an Gegenſtänden aller Art ſoweit
als möglich in eigenen Betrieben hergeſtellt werden. Die Soziali-
ſierung ſoll ſich ſchließlich auch auf das geſamte Wohnungsweſen,
die Feuerverſicherung und die Apotheken erſtrecken. Alle Ange
hörigen von Handel und Gewerbe werden aus dieſem ſogenann-
ten Gemeindeprogramm der unabhängigen Sozialdemokratie er-
kennen, wie notwendig es iſt, bei künftigen Gemeindewahlen mit
allen Mitteln zu verhindern, daß der Einfluß dieſer Partei in
den ſtädtiſchen Verwaltungen noch eine weitere Stärkung erfährt.

Geldmarkt und Banken
Reichsbank. Der am 15. September abgeſchloſſene Aus

weis der Reichsbank zeigt auf den Anlagekonten eine beträcht
liche Anſpannung. Die geſamte Kapitalanlage ſtieg um 1285,1
Millionen Mark auf 30 242,3 Millionen Mark, die bankmäßige
Deckung um 1276,9 Millionen Mark auf 30 0993 Millionen
Mark. Da auf der anderen Seite die fremden Gelder gleich
falls eine erhebliche Ausdehnung, nämlich um 1146,6 Millionen
Mark auf 9552,2 Millionen Mark erfuhren, ſtellt ſich die tat
ſächliche Neuin anſpruchnahme der Bank, d. i. die Zunahme der
Anlage abzüglich der Vermehrung der fremden Gelder auf nur
138,4 Millionen Mark. Der Notenumlauf vermehrte ſich in der
Berichtswoche um eine kleine Summe und zwar um 2,6 Millionen
auf 284106 Millionen Mark, während der Umlauf an Dar-
lehnskaſſenſcheinen um 72,3 Millionen Mark auf 11 583,4
Millionen Mark zurückging. Der Goldvorrat erfuhr eine weitere
Ermäßigung um 83,5 Millionen Mark auf 1098,8 Millionen Mark.
Der Geſamtdarlehnsbeſtand bei den Darlehnskaſſen verringerte
ſich infolge von Rückzahlungen um 66,6 Millionen Mark auf
20 222,4 Millionen Mark.

Aktiengeſlellſchaften
Hohenlohe-Werke Akt.Geſ. in Hohenlohehütte Ob.Schl.

Den dividendenloſen Abſchluß dieſer Geſellſchaft für das am
31. März d. J. beendete Geſchäftsjahr 1918/19 haben wir bere.ts
mitgeteilt. Es ergab ſich ein Betriebsverluſt von 186 782 M.;
hierzu treten Kursverluſt auf Wertpapiere mit 2 527 376 M., Ab
ſchreibungen mit 4 499 400 M. und Rücklage für Talonſteuer
mit 445 000 M., ſo daß ſich insgeſamt 7658 558 M. ergeben.
Hiervon gehen ab: Gewinnvortxag aus 1917,/18 mit 131 755 M.
und Buchgewinn aus dem Verkauf der Frzbergwerke in Nor-
wegen mit 1 647 733 M., ſo daß, wie auch ſchon gleichfalls on
uns mitgeteilt, ein Verluſt von 6 010 824 M. verbleibt. Die
Gründe für das ungünſtige Erträgnis ſind bekannt; ſie liegen
einmal in den Zeit- und dann in den Arbeiterverhältniſſen.
Die Steinkohlenförderung betrug 1 687 592 To. (i. V. 2036 127
Tonnen), an Rohzink wurden 22 965 To. (i. V. 25 794 To.) er
zeugt. In der Bilanz werden Vorräte mit 11 407 788 M. i. V.
6 591 664 M.), Effekten mit 16 442312 M. (i. V. 20897 946 M.),
Srhuldner mit 2 5346 942 M. (i. V. 37 632 663 M.) und Kreditoren
mit 16 100 678 M. ausgewieſen.

Bereinigte Schloß- und NeumühlenWerke Akt.-Geſ. zu
Eilenburg. Die Geſellſchaft will für das abgelaufene Geſchäfts
jahr 8 Prozent wie im Vorjahr verteilen. Jm Geſchäftsbericht
wird ausgeführt: Wie im Jahre 1917,/18, ſo ſind wir auch im
Berichtsjahr nur für die Reichsgetreideſtelle und den Kommunal-
verband gegen Mahllohn beſchäftigt worden, allerdings konnte
unſere Leiſtungsfähigkeit nicht voll ausgenutzt werden. Die Aus
gaben für Löhne und Betriebs materialien ſind gegen das Vor-
jahr nicht unbeträchtlich geſtiegen, dennoch iſt der Ertrag nicht
hinter dem des Vorjahres zurückgeblieben, da ſeitens der
Reichsgetreide-Leitung den geſtiegenen Unkoſten durch Erhöhung
der Einkünfte Rechnung getragen worden iſt. Ueber die Aus
ſichten des laufenden Geſchäftsjahres läßt ſich Beſtimmtes nicht
vorausſagen, da der Beſchäftigungsgrad und die Höhe des Mahl-
lohnes bei Abfaſſung dieſes Berichtes noch nicht feſtgeſtellt ſind.
Der Fabrikationsgewinn beträgt 239 649,57, hierzu kommen die
Zinserträgniſſe für angelegte Betriebskapitalien und Pachtein
nahmen mit 18882,85 M., von dieſen 258 582,42 M. wurden
74 063,99 M. zu Abſchreibungen verwendet. Von dem nach
Abzug ſämtlicher Unkoſten in Köhe von 1382 591,88 M. ver
bleibenden Reingewinn von 651 846,55 M. kommen noch die
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Holland 909,Dänemark 529,Schweden 599,25
Norwegen 584,25
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Fisenbahn-Aktien:
Halberstadt -Blankenb.
Halle-HettstedterSchantungbahn
Allg. Lokal-Str.
är. Berl. Str.Magdeburger Str. B. 8
Lux. Prinz Heinrich. -B.
Orientbahn
Schiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfschifk
Nordd. Lloyd

Ranken:Bank für Thür.
Berl. Handelsges.
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutsche Bank
Diskonto-Comm. e e
Dresdner BankOredit-Anst. Leipzig
Mitteld. Kreditbank

Privat-Bank
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank
Industrie- Aktien
Schultheiss- Brauerei
Akt. f. Anilin
Allgem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papierf.
Anhalter Kohlenw.
Annaberger Steingut
Badische AnilinBergmann Elekt. Akt.
Berl. Masch.- Bau
Bismarckhütte
Bochumer GuBßstahl
Chem. Fabrik Buckau

9Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Consolidation Schalke
Cröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren

frei

Deutſche Mineralöl-Jnduſtr

haupteten Preiſen ruhig.
Preiſen gefragt. Lupinen und Serradella liegen bei behauptete

In Stroh hält die Nachfrage an.
Börſenſtimmungsbild. Bei der heutigen in unverminderter

Stärke wieder einſetzenden Aufwärtsbewegung auf faſt alle
Marktgebieten iſt bemerkenswert,
papiere ſowohl im amtlichen wie im freien Verkehr in dex
Hintergrund traten, was mit der aus dem Auslande gemeldet
Beſſerung des Markkurſes zuſammenhängt.
Banknoten waren deshalb im Kurſe ſtärker rüchgängig.
ſpielte ſich das Hauptgeſchäft wieder in Kolonialwerten ab,
NeuGuinea und Otavi mit ſtarken Kursſteigerungen in den
Vordergrund traten, ferner in Petroleum- wie auch in Montag

Die Kursſteigerungen am Montanmarkte
gingen bis zu 5, für Bankaktien bis zu 6, für Deutſche Bank
ſogar 10 Prozent, für Farbwerte bis zu 12 Prozent. Auch in
den Spezialpapieren des Jnduſtriemarktes hielt die Aufwärtz
bewegung an, wo beſonders DeutſchUeberſee, Elektriſche und
Weſteregeln Alkali bis zu 15prozentige Steigerungen erfuhre
um nur die wichtigſten herauszugreifen. Der heimiſche Renten
markt zeigte ſtilles Ausſehen bei geringfügigen Aenderungen
Oeſterreichiſche und ungariſche Renten waren nahezu umſatzloz
Die Kaufluſt am Aktienmarkt hielt weiterhin an,
auch hin und wieder Schwankungen einſtellten.

Hafernotierungen:
Berlin, 23. September. Jnländiſcher Hafer für kg m

oto a aht1110--1160, bei Selbſtabladung. Dreitägige Abladung n
wöchige Abladung Auguſt-Abladung
September-Abladung

Auszablungen.
Berlin, 20. September.

Brief eld911, Ungarn 77,40530, Bu garien n n600,75 Konſtantinopel
585,75 Spanien 449,50440,50 Finnland 132,75
37,05

Wagen

Vorſtand und Beamte in gy
Abzug und verbleiben zuzüglich 8 162,59

Vortrag von 1917/18 zuſammen 52 608,60 M.
betrag des Reingewinns ſchlagen wir vor, wieder 8
Dividende zu verteilen und die verbliebenden 12603,60
neue Rechnung vorzutragen.wie n. 51 846,/55 M., 4 Proz. Dividende 20
Mark, Tantiemen an den Aufſichtsrat, Vorſtand und Vegm
7 405,45 M., hierzu Gewinnvortrag von 1917/18 8 162,50 m
4 Prozent Superdividende 20 000 M., Vortrag auf neue Reg

je Akt.Geſ. in Wietze. Einſchlie
lich des Vortrages ergibt ſich für das Geſchäftsjahr 1918/19
Ueberſchuß von 8 378 173 Mk. aus dem wieder 25 Proz. Dividend

Die Gewinnverteilung ſtellt

ausgeſchüttet werden ſollen. Die Förderung ging trotz leb
Aufſchlußarbeiten zurück, doch wurde geärderte
höheren Preiſen, als im Vorjahr abgeſetzt. 5

Induſtrie, Hanclel, Hanclwerk
Neue Zubußen in der Kaliinduſtrie. Die Gewerkſ

herzog Wilhelm Ernſt, Oldisleben, beruft die Gewerken zu eine
ſtattfindenden außerordentlichen Gewerkenver

ſammlung ein. Die Tagesordnung lautet: Bewilligung von Be

Einfuhrfreigabe von Kautſchuk, Guttapercha und Aſbeſt. De
Reichswirtſchaftsminiſter hat die Einfuhr von Kautſchuk, Gutto
percha und Balata (Zolltarif Nr. 98 a, b und c), ferner von x
fällen daraus (98 d) und von Aſbeſt (231 b) mit ſofortiger Wir

Elbeſchiffahrt. Am 20. September traf der Kahn Nr. 29

Berliner Börlenberichte
Der Verkehr in Hafer iſt heute bei h

Viktorigerbſen bei

1160--1190,

Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermöttelt:
Denutsch-Luxemburg
Deutsche Debersee- Bl.
Deutsche Erdöl
Deutsche Gasglühl.
Deutsche KaliDeutsche Waff. u. Munm.
Donnersmarkhijtte
Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder Farben
Felten u. Guilleahme
Easmotoren Deut2
Gebharät u. Co.Gebhardt u. König
Gelsenkireh. Bergh.
Glanziger Zueckerfbr.
Hallesche Masch.-Fabr.
Hann. Masch.
Harpener Berg
Hasper BDisen
Hirsch Knpfer
Höchster Farbw.
Hoesch Risen u. Stahl
Hohenlohe- Werke
Humboldt-Masch.
Ilse-Bergban
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt.
Kyffhäuserhütte

ahmeyer u. Co.
Lauchhammer

3Laurahütte e e e
Linke u Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Maschinenfabr. Buckan
Obersechl. Pisenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. Kokswerke

Orenstein u. Koppel
Phönix-Bergb.
Rhein. Metall-Vorz.
Rhein Stahl waren
Riebeck. Montan
Rombacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Masoh.

Hugo Schneider u. Co.
Schuckert u. Co.
Siemens n. Halske
Stettiner Chamotte
Stettiner Vulkan
Stollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Thale-Bisenhütto
Triptis-Akt.-Ges.
Türkische Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanzsetoff Elberk.
Wegelin u. Hübner
Wersch.-Welssentf. Brk.
Westeregeln-Alkali
Wittener Gußbstahl
Wrede-Mälzerei
Zeitzer Masch.
Zellstoff Walthof
Otavi-Minen

Tendenz: fest.

Aus dem Re

chaft Groß

ſehr

daß ausländiſche Valuta

Auch ausländiſche

wenn ſit

Erſte Hälſte
September Abladung

Novmber-Abladung
per 1000 kg Netto ab Abladeſtationen. Tendenz ſtill.

Proze
M. a

hafte

Sonſ

Drei

Alles

Brief
77.60

405

132

143.50

322.
316.
3504.
217.
21450

234,
122,
310,-
345.

2950
1ö0,

Verant wortlich für Politit:
Hauptſchrifüerker Helm a Holicher.elmut Böttcher; für politiſche

denVoltz wirtſchaft und Evort an petng für
redaktionellen Teil: Adolf Meyer.

Anzeigenteil Paul Kerken. ſämtlich in Halle a. S.
Dito Thiele Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen geitung, Halle e S

m GvSG'uu wonnen

Nachrichten

geſamten ühriges

J.
T 2S5

S
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